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WICHTIGER HINWEIS 
  
In diesem Gutachten werden explizit sexualisierte Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene, körperliche Gewalthandlungen gegen Kinder, die Folgen für Betroffene und 
der gesellschaftliche und institutionelle Umgang mit Betroffenen geschildert. In diesem 
Zusammenhang werden auch psychische Erkrankungen und Suizidgedanken thematisiert. 
  
Möglicherweise können manche der Inhalte für Sie persönlich sehr belastend sein. 
 
Bitte seien Sie achtsam in Bezug auf Ihre eigenen Grenzen und lesen Sie dieses Gutachten 
gegebenenfalls nur mit Unterstützung. 
  
Wenn Sie durch die Lektüre des Gutachtens eine emotionale Belastung erleben und Hilfe 
benötigen, wenden Sie sich bitte an bestehende Hilfssysteme, z.B. Ihnen bekannte 
psychotherapeutische Dienste oder den Arzt/die Ärztin Ihres Vertrauens. 
  
In Krisensituationen kontaktieren Sie bitte das „Krisennetzwerk Bayern“, die 
„Beratungsstelle für Ehe-, Familien- und Lebensfragen (efl)“ in Würzburg oder andere 
Krisendienste. 
  
Krisennetzwerk Bayern: 
Telefon: 0931 571717 
E-Mail: info@krisendienst-wuerzburg.de 
Webseite: http://www.krisendienst-wuerzburg.de 
  
Beratungsstelle für Ehe-, Familien- und Lebensfragen (efl) in Würzburg: 
Telefon: 0931 38669000 
E-Mail: info@eheberatung-wuerzburg.de 
Webseite: https://www.eheberatung-wuerzburg.de/beratungsstellen/wuerzburg/ 
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1. Zusammenfassende Ergebnisdarstellung 

Die Reihenfolge der nachfolgenden Darstellung der Ergebnisse des Gutachtens orientiert 
sich an der Abfolge der Fragen, die dem Gutachtenauftrag zugrunde liegen: 
 
(1) Anzahl der Fälle sexueller Übergriffe im Untersuchungszeitraum mit 
hinreichendem Tatverdacht: In der vorliegenden Untersuchung wurde von einem 
hinreichenden Tatverdacht des Vorliegens einer Missbrauchstat ausgegangen, wenn die 
Begehung einer Missbrauchstat zumindest plausibel ist. Dies war nach unserer Definition1 
bei rechtskräftiger Verurteilung durch ein weltliches oder kirchliches Gericht der Fall 
(erwiesener Tatverdacht) oder dann, wenn im Verfahren zur Anerkennung des Leids 
Leistungen gewährt oder der Tatvorwurf nach Einschätzung des/der 
Missbrauchsbeauftragten als „plausibel“ eingestuft wurde oder der Beschuldigte in einer 
Befragung durch Mitarbeitende der Diözese oder einer Vernehmung durch die 
Ermittlungsbehörden oder ein Gericht die Tat eingeräumt hat und keine Widersprüche zu 
Fallschilderungen in sonstigen Dokumenten bestehen (plausibler Tatverdacht). Als 
Missbrauchstat wurde die Verwirklichung eines Straftatbestandes angesehen, der nach 
dem gegenwärtigen oder zur Tatzeit geltenden deutschen Strafrecht eine Sexualstraftat 
darstellt oder soweit bei sonstigen Straftaten ein Sexualbezug gegeben war. Unter 
Berücksichtigung dieser Kriterien wurden 51 Personen, davon 43 Kleriker identifiziert, 
denen zumindest eine Missbrauchstat vorzuwerfen ist. Das durchschnittliche Alter bei der 
ersten Tatbegehung lag bei 40,5 Jahren. Die Missbrauchsbelastungsquote (Anteil der im 
jeweiligen Jahr im Bistum tätigen Kleriker, der mindestens eine Missbrauchstat begangen 
hat, Tatbegehung mindestens plausibel) betrug im Untersuchungsintervall zwischen 0 und 
1,1 %. Im Untersuchungszeitraum zwischen 1945 und 2019 können den 51 Personen 449 
Missbrauchstaten vorgeworfen werden. Teilweise handelt es sich um Tatserien zum 
Nachteil eines oder mehrerer Betroffener, bei denen lediglich die Dauer der Viktimisierung 
und Angaben zur Häufigkeit pro Woche oder Monat bekannt waren. Bei Hochrechnung 
anhand dieser Angaben ergeben sich 3.053 Taten, die den 51 Personen zur Last gelegt 
werden können. 
 
(2) Strafbare Handlungen nach weltlichem oder kirchlichem Recht: Für den 
Untersuchungszeitraum 01.01.1945 bis 31.12.2019 wurden somit (ohne 
Berücksichtigung der Hochrechnung) 449 Missbrauchstaten festgestellt, die als 
mindestens plausibel eingestuft wurden und auf konkreten Tatangaben basieren. Von 
diesen 449 Taten wurden 410 durch Kleriker begangen (3 davon durch angehende 
Kleriker vor der Priesterweihe), 37 durch Laien und 2 Taten durch eine Person mit 
unbekanntem Status. 23 der Taten wurden von Klerikern begangen, die auch 
Ordensangehörige waren. Um eine Differenzierung der Taten nach der Schwere der 
Straftatbestände zu ermöglichen, wurden die zum Zeitpunkt der Erhebung geltenden 
Straftatbestände mit vergleichbarer Strafandrohung nach Stufen kategorisiert. Nach 
diesem Vorgehen ergeben sich dreizehn Stufen, in welche die 449 Taten eingeordnet 
werden können. Stufe 13 beinhaltet die schwersten Taten. Die Verteilung der 449 Taten 
auf diese dreizehn Stufen zeigt, dass ein Großteil der Taten (93 %) auf die Stufen 4, 5, 6, 9 
und 10 entfällt. Stufe 4 erfasst § 182 Abs. 1 StGB, der den sexuellen Missbrauch von 
Jugendlichen mit Körperkontakt unter Ausnutzung einer Zwangslage bestraft. Unter diese 
Rechtsnorm wurden 69 Taten (15 %) subsumiert. Stufe 5 umfasst § 174 Abs. 1 und Abs. 

 
1 Bzw. „Operationalisierung“, d.h. Umwandlung des Begriffes der plausiblen Missbrauchstat in 
empirisch messbare Merkmale.  
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2 StGB (Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen), § 176b StGB (Vorbereitung des 
sexuellen Missbrauchs von Kindern) sowie § 184i Abs. 2 StGB (Sexuelle Belästigung). Auf 
diese Stufe entfallen 107 Taten (24 %). Stufe 6 bezieht sich auf § 177 Abs. 1 und Abs. 2 
StGB (Sexueller Übergriff ohne Rücksicht auf das Alter, Ausnutzung sonstiger Umstände: 
aufgehobene oder eingeschränkte Fähigkeit zur Selbstbestimmung, Überraschung, 
Nötigung). Auf diese Stufe entfallen 63 Taten (14 %). Stufe 9 umfasst Taten gemäß § 176 
Abs. 1 StGB (Sexueller Missbrauch von Kindern, jedoch unter der Schwelle von § 176c 
StGB) und § 177 Abs. 4 und Abs. 5 StGB (Sexueller Übergriff, Sexueller Nötigung ohne 
Rücksicht auf das Alter). Auf diese Stufe entfallen mit 129 Taten (29 %) die meisten Taten. 
Stufe 10 umfasst § 176c Abs. 1 und Abs. 2 StGB (Schwerer sexueller Missbrauch von 
Kindern mit Eindringen in den Körper) und § 177 Abs. 6 StGB (Vergewaltigung ohne 
Rücksicht auf das Alter). Auf diese Stufe entfallen 48 Taten (11 %). Die genannten Taten 
stellen auch nach kirchlichem Strafrecht strafbare Handlungen dar. 
 
(3) Rechtliche Handlungsmöglichkeiten nach kirchlichem und weltlichem Recht 
differenziert nach Phasen: Bei den kirchenrechtlichen Handlungsmöglichkeiten ist 
zwischen 3 Phasen zu unterscheiden. Die ersten beiden Phasen sind durch die Regelungen 
zur Ahndung von sexuellem Missbrauch im CIC gekennzeichnet. Der CIC 1917 war bis 
1983 in Kraft. Das Gesetz sah Regelungen zur Ahndung von Missbrauchstaten vor, die 
zwar nicht am Prinzip des weltlichen Rechtsgüterschutzes orientiert waren, aber 
gleichwohl Strafen gegen Kleriker und gegen Laien bei entsprechenden Taten vorsahen. 
Die Umsetzung bzw. Anwendung der Strafvorschriften war in der ersten Phase (zwischen 
1917 und 1983, für den Untersuchungszeitraum lässt sich dies ab 1945 nachweisen) 
defizitär. Im Zuge der Reform des CIC 19832 wurde erkannt, dass dem Kirchenstrafrecht 
im Allgemeinen keine besondere Praxisbedeutung zukam. Auf Verfehlungen von Klerikern 
ist vielfach allenfalls mit der brüderlichen Zurechtweisung (correctio fraterna) reagiert 
worden. Die Abschaffung des Kirchenstrafrechts im Zuge der Reformen im Jahr 1983 
wurde diskutiert, war aber nicht mehrheitsfähig. In Gestalt eines Kompromisses wurde der 
CIC auch in den Strafnormen reformiert. Es erfolgte im CIC eine partielle kirchenrechtliche 
Entkriminalisierung, sodass beispielsweise die einschlägigen Taten von Laien nicht mehr 
vom Anwendungsbereich des Kirchenstrafrechts erfasst waren. Die Vollzugsdefizite 
wurden auch in dieser zweiten Phase des Kirchenstrafrechts, die bis zu den Reformen im 
Zuge des Motu Proprio Sanctitatis Tutela vom 30.04.2001 andauerte, nicht beseitigt und 
es gab keine erkennbaren präventiven Maßnahmen zur Verhinderung von 
Missbrauchstaten. Ein Paradigmenwechsel (dritte Phase von 2001 bis heute) ereignete 
sich beginnend mit der Jahrtausendwende und wurde durch die sogenannte 
Missbrauchskrise der katholischen Kirche ausgelöst. Eine Schrittmacherfunktion kam der 
MHG-Studie zu, die 2018 veröffentlicht wurde. Seit dieser Zeit ist anerkannt, dass 
Missbrauch in der katholischen Kirche systemische Ursachen hat bzw. hatte. In der Folge 
wurde in rascher Kaskade das Kirchenstrafrecht verschärft und die Bistümer wurden zur 
Implementierung von Präventions- und Interventionskonzepten verpflichtet. 
Entsprechende Programme sind im Bistum Würzburg etabliert, werden angewandt und 
fortentwickelt. Auch das weltliche Sexualstrafrecht ist im Zuge verschiedener 
Reformgesetze sukzessive verschärft worden. Die Kriminalpolitik ist um Lückenschließung 
bemüht. Das gegenwärtige Sexualstrafrecht ist am Prinzip des „Nein heißt Nein“ orientiert. 
Geschützt wird das Rechtsgut der sexuellen Selbstbestimmung. Straftatbestände 
erfassen auch neue Begehungsvarianten im Tatort Internet. Auch präventiv sind auf 
Bundes- und Landesebene Entwicklungen zu einer Verbesserung des Schutzes vor 

 
2 Fortan nur als CIC. 
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sexuellem Missbrauch zu verzeichnen. Diese sind ebenfalls durch die Aufdeckung von 
Missbrauchssachverhalten in der katholischen Kirche ausgelöst worden sowie durch die 
Aufdeckung von Sachverhalten in Schulen unter kirchlicher Leitung (insbesondere im 
Canisius-Kolleg Berlin, das unter der freien Trägerschaft des Jesuitenordens steht). In der 
Folge wurden Institutionelle Schutzkonzepte erarbeitet, die sich jedoch nicht auf die 
Prävention von Missbrauch in kirchlichen Einrichtungen beschränken, sondern einen 
universellen Ansatz verfolgen und beispielsweise Kindergärten, Schulen und Vereine 
einbeziehen. 
 
(4) Angemessenheit der kirchenrechtlichen Regelungen, Handlungsanweisungen, 
Richtlinien, Verfahrensanweisungen: Nach heutigem Verständnis basiert eine 
erfolgreiche Kriminalprävention auf drei Ebenen, die primäre, sekundäre und tertiäre 
Prävention genannt werden. Die vorliegenden kirchlichen Regelungen und auf 
Handlungsanweisungen beruhenden Konzepte adressieren alle drei Ebenen. Im Rahmen 
der primären Prävention soll Risikofaktoren gegen Missbrauch gegengesteuert werden. 
Durch ein bei Tätigkeitsbeginn und alle fünf Jahre einzuholendes erweitertes 
Führungszeugnis erlangt die Diözese Kenntnis von einschlägigen Vorverurteilungen. 
Personenbezogene Präventionsmaßnahmen steigern die Sensibilität gegenüber 
Grenzverletzungen und Missbrauch und schaffen einen Rahmen, innerhalb dessen bereits 
unangemessenen Annäherungen an Kinder, Jugendliche und schutzbedürftige 
Erwachsene gegengesteuert werden soll. Sekundäre Prävention bezieht sich auf die 
Verringerung von Tatgelegenheiten. Tatgelegenheiten haben eine Schlüsselstellung für die 
Viktimisierung. Sie sind durch die Abwesenheit einer Aufsicht über das bedrohte Rechtsgut 
gekennzeichnet. Institutionelle Schutzkonzepte, die auch für bestimmte Projekte 
entwickelt werden (Wallfahrten, Zeltlager), tragen dazu bei, die Tatgelegenheiten zu 
reduzieren. Tertiäre Prävention bedeutet Prävention durch Strafrecht. Das Bistum verfolgt 
gegenwärtig eine anhand der Akten nachvollziehbare Komplementärstrategie der 
Offenlegung von Verdachtsmomenten an die staatlichen Ermittlungsbehörden und der 
kirchenstrafrechtlichen Verfolgung unter Einhaltung der Meldepflicht an die 
Glaubenskongregation. Zur weiteren Verbesserung der Maßnahmen wird die 
Implementierung eines digitalen Hinweisgebersystems empfohlen, das auch die Meldung 
kritischer Ereignisse, wie beispielsweise die Missachtung von Handlungsanweisungen, zum 
Gegenstand hat. Auch sollte das Präventionskonzept fortgesetzt extern auditiert bzw. 
evaluiert werden. 
 
(5) Vorliegen von Hinweisen zu Missbrauchsfällen: Die Taten der 51 Täter wurden dem 
Bistum durchschnittlich 25,7 Jahre nach Tatbegehung bekannt. Für 12 Täter und damit 
mindestens 74 und höchstens 87 Taten ist dokumentiert, dass die Taten unmittelbar oder 
innerhalb eines Jahres bekannt wurden. Ab dem Jahr 2010 erhielt das Bistum vermehrt 
insbesondere von Betroffenen einschlägige Hinweise auf erlittene Viktimisierungen. Dies 
steht in Zusammenhang mit dem Aufkommen einer öffentlichen Diskussion über sexuellen 
Missbrauch in der katholischen Kirche. Im Zuge der vorliegenden Untersuchung wurden 
keine Fälle identifiziert, in denen dem Bistum eine frühere Kenntnis der Taten und folglich 
eine frühere Intervention möglich gewesen wäre. Ungeachtet dessen wurden bei der 
Bearbeitung von Missbrauchsverdachtsfällen Sachverhalte identifiziert, in denen die 
Aufklärung der Fälle nach heutigen Maßstäben unzureichend erfolgte. Zu Einzelheiten 
siehe insbesondere die Fallstudie unter Ziffer 13.14. Durch das während der 
Erhebungsphase eingerichtete und beworbene Hinweisgebersystem wurden keine neuen 
Taten entdeckt. 



- 37 - 
 

  

 
(6) Umgang des Ordinariats mit Hinweisen auf das Vorliegen von Missbrauch: Bei 34 
Tätern (67 %) wurde eine Strafanzeige gestellt, wobei das Bistum bei 15 Tätern (44 %) als 
Strafanzeigensteller auftrat. Bei 13 Tätern trat ausschließlich das Bistum als 
Strafanzeigensteller auf, keine dieser Strafanzeigen datiert älter als 2017. Dieser Befund 
erklärt sich über die unterschiedliche Erledigungspraxis in den 3 Phasen des Umgangs mit 
Verdachtsfällen des sexuellen Missbrauchs im Bistum Würzburg (siehe die 
Ergebnisdarstellung unter Ziffer 3). Erst nach dem Paradigmenwechsel in der Bearbeitung 
von Missbrauchsverdachtsfällen (ausgelöst durch die Publikation der MHG-Studie) und ab 
Entstehen der Pflicht, an die Ermittlungsbehörden heranzutreten (eingeführt durch die 
„Leitlinien der Deutschen Bischofskonferenz für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
durch Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich 
der Deutschen Bischofskonferenz“ vom 01.09.2010), werden Verdachtsfälle nunmehr 
ohne Ausnahme den Ermittlungsbehörden zur weiteren Bearbeitung vorgelegt. Das Bistum 
unter Leitung von Bischof Dr. Jung sieht hierin eine Erhöhung der Transparenz und 
Sicherheit im Umgang mit Missbrauchsverdachtsfällen. Die Glaubenskongregation wurde 
über die Vergehen von 17 der 43 klerikalen Täter informiert. Für 7 dieser 17 Täter wurde 
keine Voruntersuchung durch bischöfliches Dekret angeordnet und auch nicht 
durchgeführt bzw. ist zumindest nicht aktenkundig. Der CIC sieht bei Verdachtsmomenten 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Voruntersuchung vor. Eine interne Aufklärung 
erfolgte in diesen Fällen durch Befragung von beschuldigten Personen, Schriftwechsel mit 
Betroffenen und Befragung von Zeugen. Bei 26 Tätern unterblieb die Information der 
Glaubenskongregation. Hierbei ist jedoch anzumerken, dass erst seit 2001 eine Regelung 
darüber besteht, dass die Glaubenskongregation in Missbrauchsfällen nach der 
Durchführung eines Vorverfahrens informiert werden muss. Für 6 der 26 Täter hätte auch 
unter Berücksichtigung dieser zeitlichen Rahmenbedingungen die Glaubenskongregation 
informiert werden müssen. Seit 2018 kommt das Bistum der Pflicht zur Information der 
Glaubenskongregation ausweislich der von uns analysierten Fälle uneingeschränkt nach. 
Jedwede Intervention des Bistums auf den bekannt gewordenen Missbrauchsverdacht 
unterblieb bei 12 % der Täter, obwohl deren Taten innerhalb eines Jahres oder unmittelbar 
nach Tatbegehung bekannt wurden. Es handelt sich auch insoweit um Fälle, die vor 2018 
bekannt wurden.  
 
(7) Handeln im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen, geltenden Richtlinien 
und Verfahrensvorgaben und kirchlichen Handlungsanweisungen für den Umgang 
mit Hinweisen auf sexuelle Übergriffe: Siehe hierzu bereits die Ausführungen unter (6), 
die sich ebenfalls auf das Handeln in Einklang mit den jeweiligen gesetzlichen 
Bestimmungen etc. beziehen. Bei der Prüfung der Pflichtverletzung wurde in 
Übereinstimmung mit der rechtlichen Schwerpunktsetzung in diesem Gutachten zunächst 
geprüft, welchen rechtlichen Pflichten Verantwortungsträger zu den jeweils maßgeblichen 
Zeitpunkten unterlagen. Hierbei sind insbesondere die Reformen durch den CIC sowie 
durch das MP SacrSanctTut 2001, die jeweils geltenden Leitlinien der DBK und schließlich 
das MP VELM (Motu Proprio Vos estis lux mundi) 2019 maßgeblich, durch die der 
Ermessensspielraum der Verantwortungsträger im Umgang mit 
Missbrauchsverdachtsfällen durch eine strengere Formalisierung der Vorgehensweise und 
insgesamt einen höheren Grad der Verrechtlichung eingeschränkt wurde. Zu einer 
vermehrten Verletzung der kirchenrechtlichen Vorgaben kam es insbesondere in der 
Phase zwischen Einführung der Meldepflicht an die Glaubenskongregation bis zur Reform 
der Leitlinien der DBK im Jahr 2010. Dieser Zeitraum ist durch den Bearbeitungsstil des 
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ersten Missbrauchsbeauftragten der Diözese im Zusammenwirken mit dem damaligen 
Generalvikar geprägt. Die Pflichtverletzungen beziehen sich auf die Missachtung der 
Vorgaben der Leitlinien, die bei Missbrauchsverdacht die Pflicht zur Aufklärung des 
Sachverhalts und zur Protokollierung der Gespräche mit dem Beschuldigten vorsahen. 
Auch fällt in diese Phase die Verletzung der Pflicht zur Information der 
Glaubenskongregation (siehe oben Ziffer 6), die aber auch auf einer engen Auslegung der 
maßgeblichen Bestimmungen beruhen kann. In neuerer Zeit wurden im Zuge der 
vorliegenden Untersuchungen keine Pflichtverletzungen festgestellt.  
 
(8) Vorkehrungen gegen den Eintritt der Verfolgungsverjährung und Ergreifen von 
Maßnahmen zur Verhinderung einer drohenden Verjährung: Gegenwärtig wird bei 
Aufkommen des Tatverdachts den Verdächtigen das Stellen einer Selbstanzeige geraten. 
Wird dies nicht umgesetzt, erfolgt eine Strafanzeige. In Abstimmung mit der 
Ermittlungsbehörde wird auch seitens des Bistums der Sachverhalt ermittelt und es 
werden bei erwiesenen Taten kirchenstrafrechtliche Maßnahmen ergriffen. Die Schritte 
werden unverzüglich eingeleitet und betreffen auch sog. Altfälle, bei denen ggf. bereits 
Verfolgungsverjährung eingetreten ist. Insgesamt werden die im Jahr 2010 durch die 
„Leitlinien der Deutschen Bischofskonferenz für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
durch Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich 
der Deutschen Bischofskonferenz“ verpflichtend eingeführten Schritte im Umgang mit 
Missbrauchsverdachtsfällen gegenwärtig und seit 2018 eingehalten. In 
vorausgegangenen Phasen des Untersuchungsintervalls wurde demgegenüber unter 
Nutzung der damals kirchenrechtlich gegebenen Spielräume keine konsequente Strategie 
verfolgt, Sachverhalte einer Verfolgung und Ahndung durch die staatlichen 
Verfolgungsbehörden zuzuführen, sondern es wurde in den in diesem Gutachten im 
Einzelnen untersuchten und dokumentierten Fällen versucht, zum Schutz der Kirche 
bestehende Verdachtsmomente zurückzuweisen oder innerkirchlich und ohne Sanktion 
zu regulieren. Diese Strategie der Abschottung lässt sich bis zum Ende der Amtszeit des 
Missbrauchsbeauftragten mit dem von uns vergebenen Pseudonym 230414-0903 im Jahr 
2010 und vereinzelt auch danach bis zum Jahr 2018 nachweisen.  
 
(9) Einwirkung auf Betroffene: In 18 der 51 Fälle mit hinreichendem Tatverdacht wurden 
Hinweise identifiziert, die ein Einwirken durch Täter oder Bistumsangehörige 
dokumentieren (35%). Die jeweils beschriebene Vorgehensweise legt nahe, dass die 
Handlungen das Ziel verfolgten, den Betroffenen oder die Betroffene davon abzuhalten, 
das Erlebte Dritten zu berichten und somit ein Aufdecken der Taten zu verhindern. In 6 
Fällen finden sich zudem Hinweise auf ein Einwirken durch Gemeindemitglieder oder 
Familienmitglieder des oder der Betroffenen. Berücksichtigt man auch diese Fälle in der 
Gesamtauswertung, so finden sich in 22 der 51 Fälle (43%) Hinweise auf ein Einwirken auf 
den Betroffenen oder die Betroffene. Missbrauchstäter wandten nach unseren 
Feststellungen primär Nötigungsmittel an, um Betroffene zum Schweigen zu veranlassen. 
Ferner suggerierten Missbrauchstäter den Betroffenen, ihnen werde ohnehin niemand 
glauben. In einem Fall aus dem Jahr 2003 führte ein Bistumsangehöriger zudem das 
Argument an, Betroffene von Missbrauchstaten seien nicht nur Opfer, sondern Mittäter. 
 
(10) Systematischer Schutz von Tätern oder potenziellen Tätern: Systematischer 
Täterschutz bedeutet nach der hier zugrunde gelegten Definition, dass planmäßig und 
konsequent seitens kirchlicher Entscheidungsträger und/oder Dritter das Ziel verfolgt 
wurde, Betroffene zu marginalisieren, staatliche Verfahren zu vermeiden oder nicht zu 
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unterstützen sowie kirchenrechtliche Normen, die zu einer weiteren Aufklärung des 
Sachverhalts verpflichten, nicht anzuwenden. Es liegen keine Hinweise darauf vor, dass 
systematischer Täterschutz Gegenstand einer kohärenten, fallunabhängigen Strategie der 
Bistumsleitung oder der mit Aufklärung von Missbrauchssachverhalten befassten 
Verantwortungsträger war. Es wurden jedoch fallbezogen Indizien festgestellt, die für den 
systematischen Schutz einzelner tatverdächtiger Kleriker sprechen. Zu diesen Indizien 
zählen das Unterdrücken belastenden Aktenmaterials, die Versetzung von Tätern oder 
Tatverdächtigen, soweit hierdurch verhindert werden sollte, dass Dritte Fälle zur Anzeige 
bringen oder sich öffentlich zu Vorwürfen äußern und die Beeinflussung von Betroffenen 
und/oder Zeugen. Die insoweit auffälligen Konstellationen sind auch durch das 
Zusammenwirken mehrerer Personen gekennzeichnet, wobei es sich teilweise um 
Personen handelte, die in anderen Bistümern Leitungsfunktionen innehatten. Von einem 
Schutz der Täter bzw. Tatverdächtigen wurde im Fall parallellaufender staatlicher 
Ermittlungsverfahren Abstand genommen, wenn sich der Verdacht gegen den jeweiligen 
Kleriker verdichtete. In jüngerer Zeit ist kein derartiges Verhalten der 
Verantwortungsträger des Bistums feststellbar.  
 
(11) Hinweise auf Veränderungen von Personalakten oder sonstige Handlungen von 
kirchlichen Mitarbeitenden, welche der Verschleierung gedient haben könnten: Für 
100 der untersuchten 170 VSR-Akten lag eine Personalakte vor. Bei 34 Personalakten 
wurden zumindest Abstriche in der Aktenführung festgestellt. Für 11 der 34 Personalakten 
erwies sich die Aktenführung als „unzureichend“. In 7 Fällen sind Hinweise auf eine 
Unvollständigkeit der Akte vorhanden. Hierbei konnte nicht festgestellt werden, ob die 
Unvollständigkeit das Ergebnis einer zielgerichteten Manipulation des Akteneinhalts war, 
ob Aktenbestandteile entfernt worden waren oder anderweitig geführt wurden. Die 
Prüfung ergab vielmehr, dass die in der Akte abgelegte Korrespondenz unvollständig war 
oder die im Rahmen des Gutachtenauftrags herangezogene Strafakte Geschehnisse 
dokumentierte, die in der VSR oder Personalakte fehlten. In einem Fall liegen Indizien dafür 
vor, dass Dokumente, die sich auf Übergriffe im Religionsunterricht einer Berufsschule (Fall 
aus dem Jahr 1969) beziehen, von dem damaligen Generalvikar gezielt nicht in der 
Personalakte abgelegt wurden. Ein Hinweis auf eine Manipulation des Akteninhalts konnte 
zuletzt in der Dekade 1990-1999 festgestellt werden. 
 
(12) Möglichkeit, durch gegenwärtig einzuleitende Maßnahmen eine 
Verfolgungsverjährung nach weltlichem und kirchlichem Strafrecht zu unterbrechen: 
In keinem der von uns analysierten Fällen besteht diese Möglichkeit. Im Zuge der MHG-
Studie wurden die bekannten Fälle der Ermittlungsbehörde zugeleitet, so dass die 
notwendige Prüfung der Verjährung durch die Verfolgungsbehörde bereits erfolgt ist. Neu 
bekanntwerdende Fälle leitet das Bistum, wie sich aus den Akten ergibt, der 
Staatsanwaltschaft zu. Weiterhin kommt das Bistum seit Amtsantritt von Bischof Dr. Jung 
konsequent der Pflicht nach, die Glaubenskongregation zu informieren. In diesem 
Verfahren sowie bereits im Rahmen der Voruntersuchung erfolgt kirchenstrafrechtlich 
ebenfalls eine Prüfung der Verjährung. Die Glaubenskongregation hat die Möglichkeit, von 
der Verjährung zu derogieren, was in Einzelfällen auch geschah. 
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(13) Konkrete Maßnahmen zum Nachgehen von Hinweisen sowie personelle oder 
strukturelle Konsequenzen: Es erfolgten kirchenstrafrechtliche Reformen, die weltweit 
eine kirchenstrafrechtliche Verfolgung von Missbrauchsfällen sicherstellen wollen und 
vorbehaltlich der Eröffnung des Anwendungsbereichs des Kirchenstrafrechts auch das 
Individualrechtsgut der sexuellen Selbstbestimmung schützen. Die rechtlichen Vorgaben 
werden von der Diözese Würzburg beachtet. Es wird im Fall des Missbrauchsverdachts 
eine kirchenrechtliche Voruntersuchung eingeleitet, von deren Ergebnis die 
Glaubenskongregation in Rom unterrichtet wird. Diese bestimmt das weitere Verfahren. 
Die Diözese informiert ferner die Staatsanwaltschaft über den Verdacht des Vorliegens 
einer entsprechenden Straftat. Im Zuge der MHG-Studie wurden den zuständigen 
Staatsanwaltschaften zudem die Akten derjenigen Personen übersandt, bei denen im 
Rahmen der Untersuchung und einer ergänzenden Nacherhebung des Zeitraums zwischen 
01.01.1945 bis 31.12.2019 ein Missbrauchsverdacht oder der Verdacht einer 
Grenzverletzung festgestellt wurde und soweit die Beschuldigten noch lebten. Eine 
weitere Aktenübersendung erfolgte zum Zweck der Prüfung einer strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von Verantwortungsträgern. Es wird empfohlen, zukünftig nach dem 
Abschluss der Verfahren Akteneinsicht zu beantragen, um ggf. Ermittlungsergebnisse im 
Rahmen von Prävention und Intervention zu berücksichtigen. In Umsetzung der Leitlinien 
der DBK 2010 wird von allen haupt- oder nebenamtlichen kirchlichen Mitarbeitern, das 
heißt Klerikern und Laien, ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis eingeholt. Zur 
Prävention einschlägiger Straftaten wurden seit 2012 verschiedene interne 
Regelungswerke verabschiedet, siehe hierzu bereits die Ausführungen unter (4). Hierzu 
gehören die (fortgesetzt überarbeitete und aktualisierte) Präventionsordnung mit 
Regelungen zur Personalauswahl sowie zur Aus- und Fortbildung von Mitarbeitenden 
sowie die Ordnung im Umgang mit sexuellem Missbrauch, die Vorgaben zum Ablauf von 
Gesprächen mit Verdächtigen und Betroffenen und Informationspflichten beinhaltet. Zu 
den präventiven Maßnahmen gehört auch ein „Institutionelles Schutzkonzept“, das von 
den einzelnen Pfarreien mit Unterstützung einer Koordinationsstelle zu entwickeln ist und 
auf einer Risiko- und Schutzanalyse beruht. Das Konzept befindet sich derzeit noch in der 
Implementierungsphase und wurde noch nicht in allen Pfarreien und für jede der 
durchgeführten Veranstaltungen umgesetzt. In der Diözese Würzburg werden weiterhin 
eine Vielzahl von Präventionsschulungen abgehalten (2023 waren es 127 Schulungen, an 
denen 1.989 Personen teilnahmen), die sich sowohl mit den situativen und personalen 
Risikofaktoren für die Entstehung von Missbrauch beschäftigen als auch praktische 
Kenntnisse, zum Beispiel hinsichtlich der Wahrung eines adäquaten Verhältnisses von 
Nähe und Distanz, vermitteln. Weiterhin wurde die Rechtsstellung der 
Missbrauchsbeauftragten bzw. Ansprechpersonen gestärkt, die nicht in einem 
weisungsgebundenen Beschäftigungsverhältnis zum Bischof stehen dürfen. Die Arbeit der 
Missbrauchsbeauftragten kann weitgehend frei gestaltet werden und ist deshalb von 
individuellen Arbeitsstilen abhängig. Dem könnte durch Prozessvorgaben und ein 
Qualitätsmanagement gegengesteuert werden. Es besteht die Möglichkeit der Meldung 
eines Missbrauchsverdachts an die Ansprechpersonen, die postalisch, per E-Mail und 
telefonisch erreichbar sind sowie für den persönlichen Kontakt zur Verfügung stehen. Zu 
einer möglichen Verbesserung des obligatorischen Meldesystems siehe unter (4). Gemäß 
der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst“ wurde zudem ein Beraterstab eingerichtet, dem unter anderem die 
Missbrauchsbeauftragten angehören. 
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2. Gutachtenauftrag 

2.1 Auftraggeber 

Das Gutachten wurde für die Unabhängige Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen 
Missbrauchs im Bistum Würzburg (UKAM) erstellt. Der Kommission gehören zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt und zum Zeitpunkt der Beauftragung des Gutachtens am 
29.11.2022 acht Mitglieder an, die in Abstimmung mit der Bayerischen Staatsregierung 
durch den Bischof der Diözese Würzburg, Herrn Dr. Franz Jung, berufen wurde. Der UKAM 
gehören folgende Personen an3: 
 

- Univ.-Prof. Dr. jur. Anja Amend-Traut, Vorsitzende der Kommission und 
Inhaberin des Lehrstuhls für Deutsche und Europäische Rechtsgeschichte, 
Kirchenrecht und Bürgerliches Recht an der Universität Würzburg, 

- Lars Müller-Mück, stellvertretender Vorsitzender der Kommission und 
Schriftführer, Richter am Oberlandesgericht Bamberg, 

- Jörg Amrhein, Mitglied des Betroffenenbeirats, Berufschullehrer, 
- Dr. jur. Hülya Düber, Referentin des Jugend-, Familien- und Sozialreferates der 

Stadt Würzburg, 
- Christine Göbel, Mitglied des Betroffenenbeirates, Rentnerin, 
- Erik Ohlenschlager, Rechtsanwalt, Leitender Oberstaatsanwalt a.D., 
- Univ.-Prof. Dr. med. Marcel Romanos, Direktor der Klinik und Poliklinik für 

Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie des 
Universitätsklinikums Würzburg, 

- Univ.-Prof. (i.R.) Dr. med.-Dipl.-Psych. Andreas Warnke, ehemaliger Direktor der 
Klinik und Poliklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und 
Psychotherapie des Universitätsklinikums Würzburg. 

 
Grundlage für die Konstitution der UKAM ist die Gemeinsame Erklärung über verbindliche 
Kriterien und Standards für eine Unabhängige Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in 
der katholischen Kirche in Deutschland (nachstehend: Gemeinsame Erklärung) des 
Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs und der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 28.04.2020. 
 
Gemäß Ziffer 3.1 der Gemeinsamen Erklärung gehört zu den Aufgaben der Kommission 
unter anderem auch die quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs sowie die 
Untersuchung  
 

„des administrativen Umgangs mit Tätern_innen und Betroffenen und die 
Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert 
oder dessen Aufdeckung erschwert haben“. 

  

 
3 Die Reihenfolge der Darstellung orientiert sich am Internetauftritt der UKAM unter: 
https://www.ukam-wue.de/start.html, zuletzt abgerufen am 12.03.2025. 
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2.2 Kein Weisungsrecht der Diözese und keine Berichtspflicht der Kanzlei an die 
Diözese 

Nach den mit der Kanzlei für Wirtschafts- und Medizinstrafrecht (nachstehend: Kanzlei) 
getroffenen Vereinbarungen ist die Kanzlei gemäß einer der UKAM vom bischöflichen 
Stuhl erteilten Generalvollmacht ausschließlich gegenüber der UKAM berichtspflichtig. Sie 
nimmt mandatsbezogene Weisungen ausschließlich von der UKAM entgegen. 
  
Rücksichtlich dieser Generalvollmacht und der vertraglichen Vereinbarungen erhielt die 
Diözese weder im Vorfeld der Beauftragung noch während der Auftragsbearbeitung 
Kenntnis von den dem Gutachten zugrundeliegenden Fragestellungen. Die Diözese hat im 
Rahmen der Auftragsbearbeitung des Gutachtens keinerlei Weisungen erteilt oder 
Informationen zum Inhalt und Stand der Auftragsbearbeitung erlangt. Eine Beratung des 
Bistums Würzburg oder einzelner Beschäftigter des Bistums durch die Anwälte der Kanzlei 
vor oder während der Erstellung des Gutachtens fand ebenfalls nicht statt. 
 

2.3 Auftragsgegenstand 

Auftragsgegenstand ist die Erstellung eines Gutachtens über die Bestandsaufnahme und 
Aufarbeitung von Fällen sexuellen Missbrauchs in der Diözese Würzburg im Zeitraum vom 
01.01.19454 bis zum 31.12.2019.5 Im Einzelnen wurden der Kanzlei seitens der UKAM6 
folgende Fragestellungen zur Bearbeitung übertragen: 
 

1. In wie vielen und welchen Fällen im Untersuchungszeitraum bestand ein 
hinreichender Tatverdacht auf sexuelle Übergriffe durch kirchliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (= Priester, Diakone, Pastoral- und/oder 

 
4 Auch der sexuelle Missbrauch in der katholischen Kirche vor 1945 sollte bei künftigen 
Untersuchungen beachtet werden. Im März 2020 wurden auf päpstliche Weisung hin die Archive 
des Vatikans zu Papst Pius XII. geöffnet. Insbesondere wurden im Nationalsozialismus bei der Frage, 
ob Priester weiterhin den Religionsunterricht abhalten sollten, Missbrauchsprozesse gegen 
deutsche Priester angeführt, „es seien hunderte solcher Verfehlungen angeklagt worden“. Es habe 
den Befehl gegeben, „alles Archivmaterial über Fälle von Immoralität bei Mönchen und Priestern zu 
verbrennen“. In der Veröffentlichung von Kertzer wird davon gesprochen, die Kirche sei für die 
Erpressung der Nationalsozialisten mit der Strafverfolgung von Klerikern, denen Sittlichkeitsdelikte 
vorgeworfen, besonders „verwundbar“ gewesen. Die Verfolgung entsprechender Taten sei 
demnach nicht nur „Zeichen des staatlichen Antikatholizismus“, sondern sei auch als Druckmittel 
verwendet worden, allgemeinpolitische Äußerungen des Vatikans zum Krieg sowie zur Ideologie 
der Nationalsozialisten zu unterbinden; zu dem Vorgenannten insgesamt Kertzer 2023, 88, 92 ff., 
124 f. jeweils mit Hinweisen zu den herangezogenen Archivquellen. 
5 Das Aufarbeitungsvorhaben stellt somit eine Analyse des sexuellen Missbrauchs in Institutionen 
dar. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hebt hervor, es werde von 
Institutionen, von denen kirchliche Institutionen nicht ausgenommen werden, erwartet, „dass sie 
sexuellen Kindesmissbrauch in ihrer Vergangenheit aufarbeiten“. Ihnen werde die Pflicht 
zugewiesen, durch Aufarbeitung Verantwortung zu übernehmen. Das Ministerium spricht von einer 
Pflicht zur Aufarbeitung, die zwar nicht einklagbar sei, aber einer „moralischen und fachlichen 
Verantwortung“ entspringe, https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/rechte-und-
pflichten-aufarbeitungsprozesse-in-institutionen-214156, zuletzt abgerufen am 12.03.2025: 
Broschüre des Ministeriums: Rechts und Pflichten: Aufarbeitungsprozesse in Institutionen. 
Empfehlungen zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs.  
6 Die Formulierung der Fragen erfolgte im Austausch der UKAM mit den 
Aufarbeitungskommissionen anderer bayerischer Diözesen und Erzdiözesen. 
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Gemeindereferentinnen und -referenten, Religionslehrerinnen und -lehrer, 
Kleriker oder sonstige hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) der 
Diözese Würzburg oder durch Ordensangehörige, die im Bereich der Diözese 
Würzburg tätig waren bzw. sind Hinweise dafür vorhanden? 

 
2. Welche dieser Fälle stellen bzw. stellten möglicherweise strafbare Handlungen 

nach weltlichem oder kirchlichem Recht dar? 
 

3. Welche kirchlich- und weltlich-rechtlichen Handlungsmöglichkeiten und 
Obliegenheiten, insbesondere Handlungsanweisungen, Richtlinien und 
Verfahrensvorgaben für den Umgang mit Hinweisen auf (sexuelle) Übergriffe 
durch Kleriker, Ordensangehörige oder sonstige Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Kirche im Bereich der Diözese Würzburg bestanden in der 
Vergangenheit bzw. bestehen aktuell? In welcher Weise wurden diese 
angepasst, verändert oder aktualisiert, insbesondere nach Bekanntwerden von 
Vorfällen und deren Rahmenbedingungen? Die Darstellung ist gegebenenfalls 
in Phasen zu gliedern, soweit im Untersuchungszeitraum Änderungen 
eingetreten sind. 

 
4. Stellen bzw. stellten kirchlich-rechtliche Regelungen, Handlungsanweisungen, 

Richtlinien und Verfahrensvorgaben, insbesondere aus dem Blickwinkel der 
Prävention einen angemessenen Umgang mit Hinweisen auf (sexuelle) 
Übergriffe sicher? 

 
5. Lagen dem Bischöflichen Ordinariat Würzburg Hinweise für die im 

Untersuchungszeitraum festgestellten Fälle vor bzw. welche dieser Fälle sind 
dem Ordinariat bekannt? Welche dieser Fälle hätten bei Anwendung der zu 
dieser Zeit bestehenden Vorgaben und Prozesse oder auch sonst bei 
Anwendung der gebotenen Aufmerksamkeit und Fürsorge bekannt sein können 
oder müssen? 

 
6. In welcher Weise hat das Ordinariat auf die vorliegenden Hinweise reagiert? Zu 

welchen persönlichen, personellen oder organisatorisch-strukturellen 
Konsequenzen führte dies? 
 

7. Erfolgte der Umgang des Ordinariats oder der kirchlichen Mitarbeiter mit den 
dort bekannt gewordenen Hinweisen in Übereinstimmung mit den 
kirchenrechtlichen und gesetzlichen Vorschriften und den kirchlichen 
Handlungsanweisungen, Richtlinien und Verfahrensvorgaben? 

 
8. Hat das Bischöfliche Ordinariat Würzburg Vorkehrungen getroffen oder die 

erforderlichen strafprozessualen Maßnahmen bei den zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden veranlasst, um den unter Beachtung der jeweils 
geltenden Verjährungsvorschriften drohenden Eintritt der 
Strafverfolgungsverjährung zu hemmen und eine Verjährung der Straftaten zu 
verhindern? 

 
9. Finden sich durch Tatsachen belegte Hinweise, dass im Prüfungszeitpunkt die 

Opfer von sexuellen Übergriffen bewusst und gezielt von den Tätern oder den 
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Vertretern der Kirchenverwaltung durch den Einsatz unlauterer Mittel wie 
Einschüchterung, psychischer Beeinflussung etc. daran gehindert wurden, die 
gegen sie verübten Straftaten zu offenbaren oder aufzudecken? 

 
10. Gibt es Hinweise darauf, dass potentielle Täter systematisch geschützt 

wurden? 
 

11. Finden sich Hinweise auf Veränderungen von Personalakten oder sonstigen 
Handlungen von kirchlichen Mitarbeitern, welche der Verschleierung gedient 
haben könnten? 

 
12. In wie vielen und welchen Fällen besteht die Möglichkeit, den Eintritt einer straf- 

oder kirchenrechtlichen Verjährung noch zu vermeiden? Wenn ja – durch 
welche Handlung und in welcher Frist? 

 
13. Welche konkreten Maßnahmen wurden bislang durch das Bischöfliche 

Ordinariat ergriffen, um Hinweisen nachvollziehbar und umfassend 
nachzugehen und (sexuelle) Übergriffe in Zukunft zu verhindern? Aus welchem 
äußeren Anlass wurden diese Maßnahmen ergriffen? 

 
14. Welche Maßnahmen sind zu ergreifen, um zukünftige Tathandlungen von in Nr. 

1 genannten Beschäftigten zu verhindern? 
 
Soweit ein sexueller Missbrauch vorliegt, soll in dem Gutachten auch dargestellt werden, 
welche kirchenrechtlichen, strafrechtlichen (Weiterleitung an Strafverfolgungsbehörden 
und ggf. Ergebnis) oder sonstige Konsequenzen gezogen wurden. Sollten entsprechende 
Maßnahmen nicht erfolgt sein, ist auch darauf einzugehen, ob und inwieweit Gründe für 
diese Untätigkeit ersichtlich sind und wer hierfür verantwortlich ist. Dem Gutachtenauftrag 
liegt demnach ein rechtlicher Schwerpunkt7 zugrunde. Einzelne Fragen (insbesondere 
Fragen 4 und 14) stellen darüber hinaus auf kriminologische Aspekte der Wirksamkeit von 
Präventionsinstrumenten ab. 
 
Schließlich sind auch diejenigen Fälle zu erfassen, in denen Zahlungen in Anerkennung des 
Leids geleistet und/oder sonstige Maßnahmen zur Unterstützung der Betroffenen (zu 
diesem Begriff siehe nachfolgend unter 2.5) ergriffen wurden. 
 
Die Fragestellungen lassen sich drei Fragenkomplexen zuordnen, und zwar den 
Fragekomplexen fallbezogene rechtliche Einordnung, formale Prozessabläufe und 
Prävention, siehe hierzu die nachfolgende Übersicht (die dem Auftrag zugrundeliegenden 
Fragen sind in Klammern gesetzt).  
  

 
7 Eine (vorliegend nicht gegebene) Beschränkung auf die rechtliche Prüfung wird teilweise kritisch 
gesehen, Wastl 2024, 39, 42. Andere Autoren (z.B. Putzke 2024, 137, 138, 139) betonen 
demgegenüber die besondere Relevanz der Aufarbeitung unter rechtlichen Gesichtspunkten: „So 
wichtig die quantitative Erhebung und die qualitative Analyse spezifischer Bedingungen ist, so sehr 
fehlt der Aspekt der Verantwortungsübernahme. Dazu gehört die Analyse juristischer 
Verantwortlichkeit, nicht nur von gehorsamspflichtigen Klerikern, sondern auch von 
Leitungspersonen“. 
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Tabelle 1: Zuordnung der dem Gutachtenauftrag zugrundeliegenden Fragen zu 
Fragenkomplexen 

Fragenkomplexe und zugeordnete Fragestellungen 
 

Fallbezogene rechtliche 
Einordnung 

Rechtliche Grundlagen und 
Prozessvorgaben 

Prävention 

 
Hinweise und hinreichender 
Tatverdacht auf sexuelle 
Übergriffe (1) 
 
Strafbarkeit nach weltlichem 
und kirchlichem Recht (2) 
 
Kenntnis des Bistums über 
Fälle (5) 
Reaktion auf relevante 
Hinweise (6,13) 
 
Berücksichtigung rechtlicher 
Vorschriften, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien und 
Verfahrensvorgaben (7) 
 
Berücksichtigung der 
Verjährung (8) 
 
Einflussnahme auf Opfer (9) 
Schutz von Tätern (10) 
 
Verschleierung von 
Straftaten (11) 
 
Berücksichtigung der 
Verjährung seitens 
Gutachterteam (12) 
 

 
Weltliche und kirchliche 
Handlungsmöglichkeiten, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien, 
Verfahrensvorgaben (3) 
 
Reaktion auf relevante 
Hinweise (6) 
 
Berücksichtigung rechtlicher 
Vorschriften, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien und 
Verfahrensvorgaben (7) 
 
Berücksichtigung der 
Verjährung (8) 

 
Wirksamkeit von kirchlich-
rechtlichen Regelungen, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien, 
Verfahrensvorgaben für einen 
angemessenen Umgang mit 
Fällen (4) 
 
Existierende 
Präventionsmaßnahmen (13) 
 
Zukünftige 
Präventionsmaßnahmen (14) 

 
Der durch die oben genannten Fragestellungen eingegrenzte und spezifizierte 
Gegenstand der Aufarbeitung erstreckt sich auf alle Bereiche, die in den Empfehlungen der 
Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmissbrauchs des 
Ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend als maßgeblich angesehen werden.8  
  

 
8 Ausschließlich online auf den Seiten des Ministeriums veröffentlichte Broschüre, die Kriterien für 
Aufarbeitungsvorhaben im Sinne von „Leitlinien“ beinhalten und den Anspruch haben, ein „Gerüst“ 
für entsprechende wissenschaftliche Vorhaben zu bilden (siehe „Anliegen der Empfehlungen“), 
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/rechte-und-pflichten-
aufarbeitungsprozesse-in-institutionen-214156, zuletzt abgerufen am 12.03.2025. 
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Unter Ziffer 4 der Empfehlungen ist festgehalten, dass sich Aufarbeitungsvorhaben auf das  
 

- „Ausmaß von sexuellem Kindesmissbrauch im jeweiligen Kontext, 
- Strukturen, die Missbrauch ermöglicht und begünstigt haben, 
- Umgang mit Fällen und deren Aufklärung in der Vergangenheit, 
- Empfehlungen für Anerkennung des Unrechts und besseren Kinderschutz vor 

Ort“ 
 
erstrecken sollen. 
 

2.4 Einschränkung hinsichtlich der Bearbeitung von Frage 14 

Im Zuge der Bearbeitung des Auftrags wurde seitens der UKAM die Entscheidung 
getroffen, die Beantwortung der Frage 14, die sich auf die zu ergreifenden präventiven 
Maßnahmen bezieht, nach Fertigstellung des Gutachtens separat durch die UKAM selbst 
zu bearbeiten. 
 
Mit der Referentin des Jugend-, Familien und Sozialreferates der Stadt Würzburg, Frau Dr. 
jur. Düber und dem ehemaligen sowie dem gegenwärtig amtierenden Direktor der Klinik 
und Poliklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie des 
Universitätsklinikums Würzburg Univ.-Prof. (i.R.) Dr. med.-Dipl.-Psych. Warnke und Univ.-
Prof. Dr. med. Romanos verfügt die UKAM über eine besondere Expertise und Erfahrung, 
um auf der Grundlage der im Rahmen der Gutachtenerstellung gewonnenen Erkenntnisse 
zu ermitteln, welche Maßnahmen zu ergreifen sind, um zukünftige Tathandlungen von 
Priestern, Diakonen, Pastoral- und/oder Gemeindereferentinnen und -referenten, 
Religionslehrerinnen und -lehrern, Klerikern oder sonstigen hauptberuflichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Diözese Würzburg zu verhindern. 
 

2.5 Begriff des oder der Betroffenen 

Der dem Gutachtenauftrag zugrundeliegende Begriff des bzw. der „Betroffenen“ hat sich 
durchgesetzt, obwohl das Strafgesetzbuch diesen Begriff für Geschädigte einer Straftat 
nicht kennt und stattdessen von dem Verletzten bzw. dem Opfer der Straftat spricht 
(§§ 46a, 238 Abs. 2, 3 StGB). Im Strafverfahrensrecht werden Personen, die durch eine 
Straftat in ihren Rechtsgütern unmittelbar beeinträchtigt worden sind oder unmittelbar 
einen Schaden erlitten haben, als Verletzte bezeichnet, § 373b StPO. Lediglich zur 
Angleichung an das materielle Strafrecht wird in der amtlichen Überschrift des § 155a 
StPO sowie in § 155b StPO der Begriff Täter-Opfer-Ausgleich verwendet.  
 
Die viktimologische Literatur (abgeleitet von lat. victima = das Opfer) im deutschen 
Sprachraum hat ursprünglich den Begriff des Opfers verwendet (Hans von Hentig 1948) 
und insofern zunächst auf ein alltagsweltliches Vorverständnis des Begriffs Bezug 
genommen9, ohne diesen zu hinterfragen. Später wurde zwischen natürlichen und 
juristischen Personen10 sowie der Gesellschaft bzw. dem Staat als Opfer unterschieden. 
 

 
9 Greve u.a. 1994, 3.; Neubacher 2023, 138. 
10 Bock 2013, 353 f.  
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In den amtlichen Kriminalstatistiken, zum Beispiel der vom Bundeskriminalamt 
herausgegebenen polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), wird ebenfalls der Begriff des 
Opfers verwendet.  
 
Insbesondere in der Diskussion über sexuellen Missbrauch sowie entsprechenden 
Präventionsansätzen wird der Begriff des Opfers hingegen vermieden und der neutralere 
Terminus des Betroffenen verwendet. Dies gilt nunmehr auch für die katholische Kirche, 
die zumeist, zum Beispiel in der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ oder in der „Ordnung für das Verfahren zur 
Anerkennung des Leids“11, von Betroffenen spricht (ebenso die katholische Kirche in der 
Schweiz12). In der „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids“ ist der Begriff 
des oder der Betroffenen definiert, vgl. Abschnitt 1, Abs. 3, Abs. 5 in Verbindung mit 
Abschnitt 3: 
 

Abschnitt 1, Abs. 3: „Betroffene im Sinne dieser Ordnung sind Minderjährige und 
Personen nach Abschnitt 1 Abs. 5, zu deren Lasten eine Tat im Sinne von Abschnitt 
3 begangen wurde.“  
 
Abschnitt 1, Abs. 5: „Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne dieser 
Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des § 225 Abs. 1 Alt. 2 StGB. Diesen 
Personen gegenüber tragen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine besondere 
Verantwortung, entweder weil sie ihrer Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder 
weil bei ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere 
Gefährdung im Sinne dieser Ordnung besteht. Weiterhin sind darunter Personen zu 
verstehen, die einem besonderen Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis 
unterworfen sind. Ein solches besonderes Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis 
kann auch im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder entstehen.“ 
 
Abschnitt 3: „Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen sowohl des 
kirchlichen als auch des staatlichen Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im 
Sinne dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch nicht strafbare 
sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen. Die Ordnung bezieht sich 
 

a) auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils des 
Strafgesetzbuches (StGB) sowie weitere sexualbezogene Straftaten, 
 

b) auf Handlungen nach c. 1395 § 2 ClC in Verbindung mit Art. 6 § 1 SST, nach 
c. 1387 ClC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art. 4 § 1 
n. 1 SST in Verbindung mit c. 1378 § 1 ClC, soweit sie an Minderjährigen 
oder an Personen, deren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist, 
begangen werden. 

 
c) auf Handlungen nach Art. 1 § la) des Motu proprio „Vos estis lux mundi“, 

  

 
11 WDBl 166 (2020) Nr. 13 vom 21.12.2020, 354 ff. 
12 Zollner 2023, 917, 919. 
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d) unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls auf Handlungen 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im Pastoralen oder 
erzieherischen sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang 
mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen eine 
sexualbezogene Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen Übergriff 
darstellen.“ 

 
Der Verwendung des Begriffs des Betroffenen anstelle des Begriffs Opfer oder Verletzter 
liegt die Annahme zugrunde, dass mit den zuletzt genannten Termini Passivität, Ohnmacht 
und Fremdbestimmung verbunden sei. In der kriminologischen Literatur wird insoweit auch 
auf Wandlungen in der Jugendsprache hingewiesen. Das Wort „Opfer“ drücke 
Geringschätzung aus und beziehe sich abwertend auf Personen, die sich nicht zu helfen 
wissen bzw. für Angriffe vorbestimmt scheinen.13 Auch werde der Begriff Opfer von den 
betroffenen Personen abgelehnt.14 
 
In diesem Gutachten wird daher entsprechend der Begrifflichkeit im Gutachtenauftrag 
ebenfalls überwiegend der Begriff des oder der Betroffenen sowie der betroffenen Person 
verwendet. Soweit in diesem Gutachten indessen kriminologische bzw. viktimologische 
Aspekte und Zusammenhänge dargestellt werden oder auf diese Bezug genommen wird, 
erfolgt eine Orientierung an der in der Disziplin üblichen Terminologie unter Verwendung 
des Begriffs des Opfers der Straftat. 
 

2.6 Sexuelle Übergriffe und sexueller Missbrauch 

Der Gutachtenauftrag bezieht sich auf die Begriffe des „sexuellen Übergriffs“ (Frage 1, 3 
und 9), der „strafbaren Handlung“ (Frage 2) mit Differenzierung der Strafbarkeit nach 
weltlichem und kirchlichem Recht sowie des Begriffs des „sexuellen Missbrauchs“. 
Aufgrund der Schwerpunktsetzung bei einer rechtlichen Aufarbeitung werden die 
genannten Begriffe strafrechtlich ausgelegt (siehe näher 8.1.11).  
 
Der Begriff des sexuellen Übergriffs (Frage 1), den das deutsche Strafrecht in der 
amtlichen Überschrift des § 177 StGB verwendet15, wird in diesem Gutachten als Obergriff 
für die Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung herangezogen, die heute im 13. 
Abschnitt des StGB enthalten sind. 
 

 
13 Neubacher 2023, 138; näher Klimke 2017, 69 ff. 
14 Rixen 2021, 1, 1; Empfehlungen der Unabhängigen Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung des 
Verfahrens zur Anerkennung des Leids“ vom 10.09.2019, Empfehlung Nr. 1, Fn. 1: „Wir verwenden 
im Folgenden in aller Regel den Begriff des/der Betroffenen, um Stigmatisierungen und 
Ausschließlichkeit in der Zuschreibung der Opferrolle zu überwinden (es geht selbstverständlich 
nicht darum, mit dieser Begriffsverwendung das Leid auszublenden. Nur da, wo die Tat im 
Vordergrund steht (nicht ihre Folgen), schien es uns angemessener von ‚Opfer‘ zu sprechen.)“ 
15 Es handelt sich um den Kern der sogenannten Nein-heißt-Nein-Lösung, die in dem 
Vergehenstatbestand des § 177 Abs. 1 StGB im Rahmen der Reformen des Jahres 2016 umgesetzt 
wurde, näher Frommel, Buchholz 2018, 368, 368 ff. und Hoven 2018, 392, 392 ff. Nach dem 
Wortlaut der Norm ist eine sexuelle Handlung strafbar, die gegen den erkennbaren Willen einer 
Person ausgeführt wird. § 177 Abs. 1 StGB verlangt keine Nötigungshandlung. Der Schwerpunkt 
des Unrechtsvorwurfs liegt bei dem Hinwegsetzen über das erkennbar fehlende Einverständnis des 
Tatopfers. 
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Der Begriff des sexuellen Missbrauchs findet sich heute in den §§ 174-176e StGB sowie 
§ 182 StGB. Die Untersuchung beschränkt sich aber nicht auf diese Straftatbestände, 
sondern erfasst alle nach dem zur Tatzeit geltenden Sexualstrafrecht strafbaren 
Handlungen. Insoweit erfolgt eine Prüfung des Tatverdachtsgrads (vgl. Frage 1: 
„hinreichender Tatverdacht“) und der Strafbarkeit nach zur Tatzeit geltendem sowie, um 
eine Vergleichbarkeit der Fälle über die Dekaden des Untersuchungszeitraums zu 
gewährleisten, nach heutigem Strafrecht (siehe hierzu im Einzelnen unter 8.1.2).  
 
Der in diesem Gutachten zugrundgelegte Begriff des sexuellen Missbrauchs ist daher 
enger als der entsprechende Terminus der „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung 
des Leids“, weil sexuelle Grenzverletzungen unterhalb der Strafbarkeitsschwelle zwar 
untersucht, nicht aber als Fall eines „hinreichenden Tatverdachts“ des sexuellen 
Missbrauchs bezeichnet werden. Denn der in Frage 1 enthaltene Begriff des hinreichenden 
Tatverdachts ist ein Rechtsbegriff und bezieht sich auf einen Sachverhalt, bei dem die 
Staatsanwaltschaft nach Beurteilung der Sach- und Rechtslage mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit von einer Verurteilungsfähigkeit ausgeht.16 Andererseits wird der 
Begriff des sexuellen Missbrauchs weiter als im gegenwärtig geltenden Strafrecht 
ausgelegt, weil nicht lediglich Straftaten erfasst und untersucht werden, die zu den oben 
genannten Straftatbeständen gehören, sondern sämtliche Sexualstraftaten und 
Straftaten, die einen Sexualbezug aufweisen. Insbesondere werden insofern 
Straftatbestände einbezogen, die ebenfalls das Rechtsgut der sexuellen 
Selbstbestimmung schützen, jedoch außerhalb des 13. Abschnitts geregelt sind.17 
 
Diese Begriffsbestimmung, die Abschnitt 3 lit. a) der „Ordnung für das Verfahren zur 
Anerkennung des Leids“ entspricht, folgt dem Umstand, dass der Begriff des sexuellen 
Missbrauchs, soweit er außerhalb der §§ 174-176e StGB sowie § 182 des heutigen StGB 
verwendet wird, nicht während des gesamten Untersuchungsintervalls ab 1945 
gebräuchlich und zudem heute in den Rechts- und Sozialwissenschaften sowie der 
Psychologie auch aufgrund einer zweifelhaften Erfüllung der Grenzziehungsfunktion18 
umstritten ist19.  
  

 
16 Kölbel, Neßeler, in: Knauer u.a. (Hrsg.), Münchener Kommentar zur StPO, 2. Auflage 2024, § 170 
StPO Rn. 14 (allgemeine Meinung und ständige Rechtsprechung); Moldenhauer, in: Barthe, Gericke 
(Hrsg.), Karlsruher Kommentar StPO, 9. Auflage 2023, § 170 StPO Rn. 3; Schmitt, in: Meyer-Goßner, 
Schmitt (Hrsg.), StPO, 67. Auflage 2024, § 170 StPO Rn. 1. 
17 Laubenthal 2012, 3 (Rn. 6). 
18 Die Begriffsbildung ist offensichtlich noch nicht abgeschlossen. Teilweise werden die Begriffe 
„sexuelle Gewalt“, „sexueller Übergriff“ und „sexueller Missbrauch“ synonym verwendet, z.B. 
Schreier 2024, 46, 46, teilweise wird auf Unterschiede verwiesen. 
19 Fischer, Strafgesetzbuch, 71. Auflage 2024, vor § 174 StGB Rn. 8: Die Terminologie „sexueller 
Missbrauch“ sei „zweifelhaft“. „Denn ein Sexualstraftäter vollzieht nicht einen Fehlgebrauch der 
Person, die Opfer seiner Tat ist, sondern missbraucht seine eigene physische, psychische oder 
soziale Dominanz oder eine Zugangsmöglichkeit zur Begehung der Tat.“ Teilweise wird daher der 
Begriff der „sexuellen Gewalt“ bevorzugt, Rixen 2021, 1, 1, der jedoch angesichts der Unschärfen 
des Gewaltbegriffs ebenfalls Schwächen hat. 
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3. Methodik 

3.1 Kombination von Elementen quantitativer und qualitativer Forschung (sog. 
Mixed-Methods-Design) 

Da die einzelnen Fragestellungen in Abstraktion und Umfang stark variieren (siehe 2.3), 
kommt der methodischen Ausarbeitung der Datenerhebung und -auswertung besondere 
Bedeutung zu. Ein Mixed-Methods-Design20 als Kombination der Erhebung von 
quantitativen und qualitativen Daten ist für die Bandbreite der Fragestellungen angezeigt, 
da deren Beantwortung den Rückgriff auf unterschiedliche Datenquellen impliziert. Die 
Datenquellen im Rahmen dieser Untersuchung sind vielfältig: Im Rahmen der 
Dokumentenanalyse werden Aktenbestände des Bistums sowie ggf. vorhandene und 
zugängliche Akten staatlicher Ermittlungsbehörden (im Folgenden: Strafakten), darunter 
als Archivgut geführte, systematisch gesichtet, Dokumente mit Richtliniencharakter zur 
Prävention von bzw. zur Intervention bei sexuellem Missbrauch analysiert. Es werden 
Interviews mit Personal des Bistums, Betroffenen, Hinweisgebern und weiteren Personen 
geführt und über das Hinweisgebersystem eingegangene Meldungen ausgewertet. 
 
Im Folgenden werden die den Fragenkomplexen zugeordneten Fragestellungen den 
jeweiligen Erhebungsmethoden zugeordnet, die eine Beantwortung der jeweiligen Frage 
ermöglichen, vgl. hierzu die nachfolgende tabellarische Übersicht. 
  

 
20 Zum Mixed-Methods-Ansatz, siehe Kuckartz 2014. 
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Tabelle 2: Eingesetzte Erhebungsmethoden zur Beantwortung der Fragestellungen 
Fragenkomplexe und zugeordnete Fragestellungen mit Erhebungsmethode 

 
Fallbezogene rechtliche 

Einordnung 
Rechtliche Grundlagen und 

Prozessvorgaben 
Prävention 

 
Hinweise und hinreichender 
Tatverdacht auf sexuelle 
Übergriffe (1) Aktenanalyse 

Strafbarkeit nach weltlichem 
und kirchlichem Recht (2) 
Aktenanalyse zur Ermittlung 
des Sachverhalts  

Kenntnis des Bistums über 
Fälle (5) Aktenanalyse, 
Interviews Betroffene 

Reaktion auf relevante 
Hinweise (6,13) 
Aktenanalyse, Interviews 
Betroffene 

Berücksichtigung rechtlicher 
Vorschriften, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien und 
Verfahrensvorgaben (7) 
Aktenanalyse 

Berücksichtigung der 
Verjährung (8) Aktenanalyse 

Einflussnahme auf Opfer (9) 
Aktenanalyse, Interviews 
Betroffene, Interviews 
Personal Bistum 
 
Schutz von Tätern (10) 
Aktenanalyse, Interviews 
Betroffene, Interviews 
Personal Bistum, Interviews 
Täter 

Verschleierung von Straftaten 
(11) Aktenanalyse, 
Interviews Betroffene, 
Interviews Personal Bistum 

Berücksichtigung der 
Verjährung seitens 
Gutachterteam (12) 
Aktenanalyse 

 
Weltliche und kirchliche 
Handlungsmöglichkeiten, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien, 
Verfahrensvorgaben (3) 
Dokumentenanalyse, 
Interviews Personal Bistum 
 
Reaktion auf relevante 
Hinweise (6) Aktenanalyse, 
Interviews Betroffene, 
Interviews Personal Bistum 
 
Berücksichtigung rechtlicher 
Vorschriften, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien und 
Verfahrensvorgaben (7) 
Aktenanalyse, Interviews 
Personal Bistum 
 
Berücksichtigung der 
Verjährung (8) 
Aktenanalyse 

 
Wirksamkeit von kirchlich-
rechtlichen Regelungen, 
Handlungsanweisungen, 
Richtlinien, 
Verfahrensvorgaben für einen 
angemessenen Umgang mit 
Fällen (4) Aktenanalyse, 
Interviews Personal Bistum 
 
Existierende 
Präventionsmaßnahmen (13) 
Dokumentenanalyse, 
Interviews Personal Bistum 
 
Zukünftige 
Präventionsmaßnahmen (14) 
Interviews Personal Bistum, 
Interviews Betroffene, 
Interviews weitere 
Personen 
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Wie den obigen Ausführungen und insbesondere der tabellarischen Übersicht zu 
entnehmen ist, kommt der Aktenanalyse im Rahmen dieser Untersuchung eine besondere 
Bedeutung zu. Die Dokumenten- bzw. Aktenanalyse ist eine gängige Methode der 
empirischen Sozialforschung und wird vielfach auch in der kriminologischen21 und der 
Rechtstatsachenforschung eingesetzt. Abgesehen vom Erkenntnisgewinn durch die 
Aktenanalyse bietet sich bei Forschung zu Sexualdelikten die Akzentuierung dieser 
Methode auch deshalb an, weil die Befragung von Betroffenen ein hohes Belastungs- und 
Retraumatisierungspotential birgt.22 Sie stellt eine weitgehend nicht-reaktive Methode 
dar, da die Forschenden Daten nicht in einem kommunikativen Verfahren mit Befragten 
oder Beobachteten erheben, sondern vorgefertigte Dokumente analysieren und 
auswerten, die in der Regel nicht zu Forschungszwecken entstanden.23 
 
Insbesondere in der Beforschung von Organisationen (Justiz, Behörden, sonstige staatliche 
Institutionen, Kirche) findet die Aktenanalyse Anwendung.24 Hintergrund ist der Umstand, 
dass Organisationen vielfach Ereignisse protokollieren, interne Regularien und 
Prozessvorgaben verschriftlichen und somit Dokumente erzeugen, die der Untersuchung 
zugänglich sind. Dies ist auch im vorliegenden Forschungsbereich der Fall, so dass die 
Aktenanalyse im Rahmen der Erforschung des sexuellen Missbrauchs im kirchlichen 
Kontext ein etabliertes Verfahren darstellt, auch wenn insofern nur ein spezifischer 
Ausschnitt der (dokumentierten) sozialen Lebenswirklichkeit untersucht wird. Auch in 
dieser Untersuchung sind daher Akten eine zentrale, wenn auch nicht alleinige 
Datenquelle.  
 
Zwar handelt es sich bei den Dokumenten, die im Rahmen von Aktenanalysen ausgewertet 
werden können, nur um zu bestimmten Zwecken gefertigte Ausschnitte des relevanten 
Geschehens. Die von uns untersuchten Dokumente eröffnen aber einen Zugang zum 
Forschungsgegenstand, der über andere methodische Verfahren nicht möglich ist. Die 
Akten des Bistums enthielten beispielsweise zahlreiche Aktenvermerke zu Gesprächen 
von Bistumsangehörigen untereinander sowie mit Tätern, mit Betroffenen und mit 
Gemeindemitgliedern.  
 
Ebenso enthalten sind Schriftstücke, die Kommunikation zwischen Diözese und Täter, 
Diözese und Betroffenen, mitunter auch Tätern und Betroffenen (Briefe, in neuerer Zeit 
auch Textnachrichten in Gestalt von SMS oder Messenger-Kommunikation) festhalten 
und die somit Einblicke in Täter-Opfer-Konstellationen und bezüglich des Umgangs der 
Diözese mit Tatverdächtigen oder überführten Tätern zuließen. 
 
Eine detailliertere Beschreibung der Akteninhalte der Diözese folgt unter 3.2.1.  
  

 
21 Zur Relevanz von Aktenanalysen in der kriminologischen Erforschung der Sexualdelinquenz: 
Meyer, Pollich 2022; allgemein zur Relevanz der Aktenanalysen im Rahmen der kriminologischen 
Forschung Schüttler, Neubert 2022, 88, 88 ff. und bereits Steffen 1977, 89, 89 ff. sowie Leuschner, 
Hüneke 2016, 464, 464. 
22 Schröttle 2015, 181, 200. 
23 Meyer, Pollich 2022, 368. 
24 Schmidt 2017, 444, 444. 
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3.2 Inhaltsanalyse anhand von Akten 

3.2.1 Akten der Diözese 

3.2.1.1 Verschlusssachenregistratur (VSR)-Akten 

3.2.1.1.1  Unterlagen aus dem Geheimarchiv 

Es bestand die Besonderheit, dass Akten der Diözese betreffend den 
Untersuchungszeitraum 1946 bis 2014 bereits im Rahmen des zeitlich vorausgegangenen 
Forschungsprojektes „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester, 
Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ 
eines Forschungskonsortiums der Universitäten Marburg, Heidelberg und Gießen 
(nachstehend: MHG-Studie25, Einzelheiten siehe 4.4.6.2.1) untersucht worden waren.  
 
Die MHG-Studie bezog sich neben sonstigen Schriftstücken26 auch auf Unterlagen zu 
besonders schutzwürdigen Vorgängen, unter anderem zu Vorwürfen sexualisierter 
Gewalt, die ausweislich der Auskunft eines Mitarbeiters der Diözese, „im Tresor des 
Generalvikars“ (Geheimarchiv) „abgelegt“ waren und die auch im Rahmen des 
vorliegenden Gutachtens zur Verfügung standen.  
 
Abbildung 1: Geheimakt der Diözese Würzburg 

 
  

 
25 Dreßing u.a. 2018, 251. 
26 In der Stellungnahme des früheren Generalvikars Keßler der Diözese Würzburg zur MHG-Studie 
vom 25.09.2018 wird zu der Datengrundlage des Teilprojektes Würzburg ausgeführt, es seien alle 
Personalakten von Klerikern untersucht worden, die zwischen 01.01.2000 und 31.12.2015 in der 
Diözese Würzburg eine Funktion ausübten oder sich im Ruhestand befanden. Ferner seien alle 
Handakten und Dokumente aus dem Geheimarchiv der Diözese Würzburg ausgewertet worden, 
soweit sich diese auf Kleriker beziehen, die zwischen 01.01.1946 und dem 31.12.2015 in der 
Diözese Würzburg eine Funktion ausübten oder sich im Ruhestand befanden. Es seien weiterhin die 
seit 2011 gestellten Anträge zur Anerkennung des Leids ausgewertet worden. Über die Auswertung 
der Anträge seien 13 weitere Personalakten identifiziert worden, die ebenfalls in die Auswertung 
eingegangen seien, Quelle: https://pow.bistum-wuerzburg.de/aktuelle-
meldungen/detailansicht/ansicht/stellungnahme-von-generalvikar-kessler-zur-mhg-studie-zum-
sexuellen-missbrauch-in-der-kirche/, zuletzt abgerufen am 12.03.2025. 
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Das Vorhalten eines derartigen Geheimarchivs (archivum secretum) entspricht den 
kirchenrechtlichen Prämissen27. Nach c. 489 § 1 CIC (Codex Iuris Canonici, Gesetzbuch 
des kanonischen Rechts der römisch-katholischen Kirche, hier zitiert nach der aktuellen 
Version des Jahres 1983 in der Übersetzung der Deutschen Bischofskonferenz von 2021), 
muss es 
 

„in der Diözesankurie […] ein Geheimarchiv geben, wenigstens aber einen eigenen 
Schrank oder ein eigenes Fach im allgemeinen Archiv, das fest verschlossen und so 
gesichert ist, daß man es nicht vom Ort entfernen kann; in ihm müssen die 
geheimzuhaltenden Dokumente mit größter Sorgfalt aufbewahrt werden.“ 

 
Nach c. 469 CIC besteht die Diözesankurie  
 

„aus jenen Einrichtungen und Personen, die dem Bischof bei der Leitung der ganzen 
Diözese helfen […]“.  

 
Der CIC enthält hinsichtlich bestimmter Dokumente die Verpflichtung, diese in dem 
Geheimarchiv aufzubewahren. Hierzu gehören unter anderem folgende Schriftstücke: 
 

- Bei Sanktionen nach c. 1339 § 1 CIC u.a. wegen des Verdachts „einer 
schwerwiegenden Straftat“ oder nach c. 1339 § 2 CIC wegen des 
„Lebenswandels“ oder einer „Verwirrung der Ordnung“: Dokumente, durch die 
„Verwarnungen oder Verweise“ beurkundet werden (c. 1339 § 3 CIC); 
 

- bei Voruntersuchungen nach c. 1717 § 1 CIC nach den Regelungen des 
kirchlichen Strafverfahrens: „Voruntersuchungsakten und die Dekrete des 
Ordinarius, mit denen die Voruntersuchung eingeleitet oder abgeschlossen wird, 
sowie alle Vorgänge, die der Voruntersuchung vorausgehen, sind, falls sie für einen 
Strafprozeß nicht notwendig sind und alle vorausgehenden Vorgänge, die im 
Strafverfahren nicht benötigt werden (c. 1719 CIC); 
 

- sämtliche Prozessunterlagen in Sittlichkeitsverfahren (c. 489 § 2 CIC). 
 
Darüber hinaus ist der Bischof berechtigt, sonstige Dokumente als geheim einzuordnen 
und im Geheimarchiv zu verwahren.28 Der CIC sieht keine Verpflichtung vor, ein 
Verzeichnis über den Inhalt des Geheimarchivs zu führen. Auch ist es dem Bischof möglich, 
Schriftstücke nicht (mehr) im Geheimarchiv, sondern anderweitig abzulegen29, sofern die 
Aufbewahrung im Geheimarchiv nicht kirchenrechtlich zwingend vorgesehen ist. 
 
Der Zugang zu dem Geheimarchiv ist nach c. 490 § 1 CIC dem Bischof vorbehalten, der 
über den Schlüssel verfügt und aus dem nach c. 490 § 3 CIC keine Dokumente 
herausgegeben werden dürfen. Der Bischof darf die Verwaltung des Geheimarchivs jedoch 
mittels eines sog. „Spezialmandats“ an den Generalvikar nach cc. 134 § 3 und 479 § 1 CIC 
delegieren.30. Abweichend von der Bestimmung des c. 490 CIC wurde, ebenso 

 
27 Lüdecke 2011, 33, 46. 
28 Platen, Haering 2013, 128, 129. 
29 Platen, Haering 2013, 128, 130. 
30 Rhode 2015, 115; Demel 2002, 85. 
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beispielsweise wie im Erzbistum Köln31, das Geheimarchiv im Bistum Würzburg zur Zeit 
der Durchführung der MHG-Studie vom Generalvikar verwaltet32. Ob dies im Rahmen 
eines „Spezialmandats“ oder im Rahmen einer in der Literatur kritisch betrachteten33 
generellen Beauftragung mit Verwaltungsaufgaben erfolgte, ist nicht bekannt. Laut 
Auskunft von 240425-D-1432, einem Mitarbeiter der Diözese Würzburg, wurde das 
Geheimarchiv unter Bischof Dr. Jung, der seit 10.06.2018 Bischof von Würzburg ist, in der 
zweiten Jahreshälfte des Jahres 2018 abgeschafft, um die Aufarbeitungsinitiativen zu 
unterstützen. Die Entscheidung erfolgte nicht per Dekret oder anderweitiger Schriftform, 
sodass zu diesem Vorgang keine Dokumente existieren. 
 
Es kann unsererseits nicht beurteilt werden, ob die im Zeitraum ab 1945 (das heißt 
während der Amtszeiten von fünf Bischöfen) im Geheimarchiv aufbewahrten Unterlagen, 
die Hinweise auf sexuellen Missbrauch und anderweitige sexuelle Übergriffe beinhalten, 
vollständig sind. Dies gilt sowohl in Bezug auf die Frage, ob es im Geheimarchiv Unterlagen 
zu weiteren, uns im Rahmen der Untersuchung nicht bekannt gewordenen Tätern oder 
Tatverdächtigen gegeben hat oder ob dort zu uns bekannt gewordenen Tätern oder 
Tatverdächtigen weitere Dokumente vorlagen, die nicht im Geheimarchiv verwahrt 
wurden oder aus diesem wieder entfernt worden waren. Ein Indiz für die Unvollständigkeit 
des Geheimarchivs ergibt sich aus den in c. 489 § 2 CIC geregelten Kassationspflichten. 
Danach sind  
 

„die Akten der Strafsachen in Sittlichkeitsverfahren, deren Angeklagte verstorben 
sind oder die seit einem Jahrzehnt durch Verurteilung abgeschlossen sind, zu 
vernichten; ein kurzer Tatbestandsbericht mit dem Wortlaut des Endurteils ist 
aufzubewahren“. 

 
Andererseits erhielten wir im Rahmen der VSR-Aktenanalyse Einsicht in die Akten bereits 
verstorbener Kleriker, gegen die „Sittlichkeitsverfahren“ geführt worden waren. Offenbar 
wurde die Pflicht zur Vernichtung der Akten somit nicht konsequent umgesetzt34 oder es 
wurden derartige Unterlagen nicht konsequent in das Geheimarchiv überführt. Außerdem 
sind Pflichten zur Vernichtung sonstiger, im Geheimarchiv verwahrter Unterlagen nicht 
vorgesehen. „Damit wächst das Geheimarchiv im Laufe der Zeit zu einem historischen 

 
31 Gercke u.a. 2021 (Gutachten Erzbistum Köln), 27. 
32 Im Rahmen der Befragung im Zuge der MHG-Studie gaben 20 Diözesen (74,1 %) an, dass nicht 
nur der Bischof Zugang zum Geheimarchiv besaß. In vier Diözesen (14,8 %) hatte nur der Bischof 
Zugang, von drei Diözesen (11,1 %) fehlte die entsprechende Angabe, Dreßing u.a. 2018, 39. Im 
Erzbistum Freiburg besaß neben dem Personalreferenten und späterem Erzbischof noch ein 
Archivdirektor einen Schlüssel, Endress, Villwock 2023 (Gutachten Erzbistum Freiburg), 230. 
33 Rhode 2015, 115. 
34 Platen, Haering 2013, 128, 133 sehen in c. 489 § 2 kein Hindernis für die Aufarbeitung von 
sexuellem Missbrauch. Es müssten nur „Verfahrensakten“ vernichtet werden und keine „Hinweise 
auf Sittlichkeitsdelikte“. Außerdem sei der „Wortlaut des Endurteils“ aufzubewahren. Dieses könne 
so ausführlich sein, dass eine Aufarbeitung ermöglicht werde. Dem ist zu entgegnen, dass 
insbesondere Hinweise auf den Umgang der Diözese mit dem Fall und die Prüfung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit Dritter mit dem Endurteil allein jedenfalls nicht möglich ist. 
Allerdings ist die praktische Relevanz der Regelung für gegenwärtige Fallkonstellationen fraglich, 
weil die Rahmenordnung über die Führung von Personalakten und Verarbeitung von 
Personalaktendaten von Klerikern und Kirchenbeamten (PAO) seit 2022 in § 7 Abs. 2 lit. g-j 
vorsieht, dass entsprechende Unterlagen in der Personalakte aufgeführt werden müssen bzw. die 
Personalakte einen Hinweis enthalten muss, wo die vollständigen Unterlagen zu finden sind. 
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Archiv ‚delikater Unterlagen‘ an“35 und sollte Gewissheit darüber geben, dass außer den 
nach c. 489 § 2 CIC zu vernichtenden Unterlagen keine weiteren Dokumente entfernt 
wurden.  
 

3.2.1.1.2 Entstehung der VSR-Akten 

3.2.1.1.2.1 Unterlagen aus dem Geheimarchiv und aus Personalakten 

Nach den Angaben von Mitarbeitern der Diözese seien die im Geheimarchiv verwahrten 
Dokumente „gesichtet, sortiert und durchnummeriert“ worden. Aus diesen Nummern sei 
eine Liste erstellt worden, die als „Verschlusssachenregistratur-Liste“ bezeichnet wurde. 
Hieraus entstand der Begriff VSR-Akte (Verschlusssachenregistratur-Akte), eine 
Wortschöpfung der Diözese Würzburg.  
 
Unterlagen, die Anhaltspunkte für das Vorliegen sexuellen Missbrauchs enthalten, seien 
zudem im Rahmen der MHG-Studie identifiziert und schließlich in VSR-Akten 
zusammengefasst worden. Die Erhebungen im Zuge der MHG-Studie erfolgten durch eine 
Würzburger Rechtsanwaltskanzlei und fanden in der Zeit zwischen dem 01.12.2016 bis 
30.04.2017 statt.36 Sie umfassten an Personalakten lediglich Akten derjenigen Kleriker, 
die zwischen 01.01.2000 und 31.12.2014 in der Diözese Würzburg eine Funktion 
ausübten oder sich im Ruhestand befanden sowie die Unterlagen aus dem Geheimarchiv 
für den Zeitraum ab 1945. 
 
Im Anschluss an eine Besprechung zwischen Verantwortlichen der Diözese Würzburg und 
der Generalstaatsanwaltschaft Bamberg sei sodann laut der uns gegebenen Auskunft 
eines Mitarbeiters der Diözese Würzburg seitens des Bistums der Entschluss gefasst 
worden, auch Personalakten der Jahre 1945 - 1999 zu untersuchen.37 Den Auftrag zum 
verdachtslosen Screening der Akten erhielt wiederum die schon zuvor im Rahmen der 
MHG-Studie tätige Würzburger Kanzlei, die unter den für die Forschung damals noch 
liberaleren datenschutzrechtlichen Voraussetzungen zudem die Personalakten von 
Gemeindeassistenten und -referenten und Pastoralassistenten und -referenten 
untersucht habe. In dieser Untersuchung seien, so die uns gegebene Auskunft, die sich mit 
einer Presseinformation der Kanzlei deckt38, strafrechtlich relevante Formen sexuellen 
Missbrauchs sowie so genannte Grenzverletzungen und sonstige sexuelle Übergriffe, die 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit liegen, erfasst worden. 
 
Soweit sich hierbei ein Anhaltspunkt für das Vorliegen sexuellen Missbrauchs, eines 
sexuellen Übergriffs oder einer Grenzverletzung ergeben habe, sei eine VSR-Akte 
angelegt worden. 
 

 
35 Platen, Haering 2013, 128, 133. 
36 Stellungnahme des früheren Generalvikars Keßler der Diözese Würzburg zur MHG-Studie vom 
25.09.2018, Quelle: https://pow.bistum-wuerzburg.de/aktuelle-
meldungen/detailansicht/ansicht/stellungnahme-von-generalvikar-kessler-zur-mhg-studie-zum-
sexuellen-missbrauch-in-der-kirche/, zuletzt abgerufen am 12.03.2025. 
37 Bestätigt durch Bischof Dr. Jung im Interview mit der Kanzlei. 
38 Siehe: https://www.bistum-
wuerzburg.de/fileadmin/Bistum/PDF/Pressebericht_Kanzlei_Dr._Schrepfer_und_Kollegen.pdf, 
zuletzt abgerufen am 12.03.2025. 
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Das Konzept der Zusammenfassung verschiedener Dokumente und Quellen zu sexuellem 
Missbrauch und anderen sexuellen Übergriffen bzw. Grenzverletzungen durch Kleriker und 
Laien im Bistum Würzburg in VSR-Akten wurde im Bistum Würzburg auch nach Abschluss 
und unabhängig von der MHG-Studie beibehalten. Da es keine Vorgaben zum Aufbau und 
Inhalt einer VSR-Akte gibt, handelt es sich um heterogene Zusammenstellungen von 
Dokumenten unterschiedlicher Verfasser und unterschiedlichster Qualität.  
 

3.2.1.1.2.2 Unterlagen kirchlicher Einrichtungen 

Weiterhin werden VSR-Akten angelegt, wenn ehrenamtliche Mitarbeiter von 
Einrichtungen des Bistums in den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs oder eines 
anderweitigen sexuellen Übergriffs geraten. So veranstaltet zum Beispiel die kirchliche 
Jugendarbeit Diözese Würzburg (kja) Events für Jugendliche, bei denen ehrenamtliche 
Mitarbeiter mitwirken. Kommt es zu Vorwürfen hinsichtlich sexueller Übergriffe, kann 
Korrespondenz zwischen den Mitarbeitern der kja („Vertrauenspersonen“), Eltern, 
Betroffenen, Verdächtigten und den Mitarbeitern der Diözese bzw. dem 
Missbrauchsbeauftragten entstehen, die sodann in einer VSR-Akte abgelegt wird. Dabei 
kommt es nach Praxis der Diözese nicht darauf an, ob die Beteiligten Mitglieder der 
Jugendorganisation sind und ob der Sachverhalt im direkten Zusammenhang mit der 
Tätigkeit des Verdächtigen steht. 
 
Ausreichend ist vielmehr die Kenntniserlangung durch kja-Verantwortliche von 
Anhaltspunkten in Bezug auf sexuellen Missbrauch, sexuelle Übergriffe oder 
grenzverletzenden Verhaltens unterhalb einer strafrechtlichen Erheblichkeitsschwelle, 
soweit der Verdacht einen räumlichen oder zeitlichen Zusammenhang mit einem Event der 
kja aufweist. In diesen Fällen stellt die kja dem Bistum fallbezogene Unterlagen zur 
Verfügung (zum Beispiel ausgedruckte E-Mails, handschriftliche Notizen, Protokolle von 
Besprechungen), die in einer VSR-Akte gesammelt und weiterbearbeitet werden. Die 
Unterlagen werden von der Diözese mit einem Aufkleber versehen, der das Datum der 
Übergabe enthält und kenntlich macht, dass es sich um Unterlagen der kja handelt. 
 
Abbildung 2: Kenntlichmachung von Unterlagen der kja, Übergabe an das Bistum 

 
 
Zudem ergab die Sichtung der VSR-Akten, dass auch die Deutsche Pfadfinderschaft Sankt 
Georg (DPSG), eine kirchennahe Organisation, eigene Unterlagen zu 
missbrauchsrelevanten Sachverhalten der Diözese übergeben hat und hierzu VSR-Akten 
angelegt wurden. 


